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Digital Services Act 

STATUS BRIEFING: Digital Services Act & Digital Markets Act 
 
DIGITAL SERVICES ACT 
 

ZIEL DER REGULIERUNG: 
 

• Besserer Schutz der Verbraucher/innen und ihrer Grundrechte im Internet 
 

• Schaffung eines leistungsfähigen bzw. klaren Transparenz- und Rechenschaftsrahmens für Online-
Plattformen 

 

• Förderung von Innovation, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit im Binnenmarkt 
 
WER WIRD REGULIERT: 
 

• Vermittlungsdienste, die über ein Infrastruktur-Netz verfügen: Internetanbieter, Domänennamen-
Registrierstellen 

 

• Hosting-Dienste wie Cloud- und Webhosting-Dienste 
 

• Online-Plattformen, die Verkäufer und Verbraucher zusammenbringen, wie Online-Marktplätze, App-
Stores und Social-Media-Plattformen  

 

• Für Plattformen, die mehr als 10 % der 450 Millionen Verbraucher/innen in Europa erreichen („Very 
large Online Platforms“ oder „VLOP““), sind besondere Vorschriften vorgesehen 

 
WAS WIRD REGULIERT: 
 

§ Maßnahmen, Vorschriften und Pflichten zur Bekämpfung illegaler Inhalte 
 

§ Schaffung von Widerspruchsmöglichkeiten für Nutzer 
 

§ Verhinderung von Missbrauch der Systeme 
 

§ Transparenz (beispielsweise bei Online-Werbung)  
 

§ Kooperation zwischen Behörden 
 
STATUS QUO: 
 

- Kommission: Gesetzesvorschlag im Dezember 2020 vorgelegt 
 

- Rat der Europäischen Union: Formelle Einigung auf Kompromisstext am 25. November beschlossen 
(Kompromisstext weicht inhaltlich wenig von Kommissionstext ab) 

 

- EU-Parlament: Verhandlungen im zuständigen Binnenmarktausschuss (IMCO) werden laufend und 
intensiv geführt 

 
AKTUELLE KNACKPUNKTE IM EU-PARLAMENT: 
 

Verhandlungen im IMCO-Ausschuss: 
 

- Haftungsprivileg (aus der eCommerce RL):  
o Generell: Haftungsprivileg soll beibehalten werden; Ausnahmen von diesem Privileg sind 

umstritten 
 

- Anwendungsbereich des Digital Services Act:  
o Herabsetzung der Grenze für „Very Large Online Platforms“: 

 

§ Kommissionsentwurf: Strengere Regelungen für Online Plattformen, die über 45 
Millionen User innerhalb der EU erreichen 

 

§ Teilweise Forderung im Parlament: Strengere Regelungen für Online Plattformen, die 
über 50 Mio. € Umsatz p.a. innerhalb der EU generieren  
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Digital Services Act 

 
 

- Personalisierte Werbung:  
o Verbot von personalisierter Werbung (z.B. Abänderungsantrag 465)  
o Beschränkungen für personalisierte Werbung (z.B. Abänderungsantrag 1509)  
o Erweiterte Einwilligungserfordernisse für personalisierte Werbung (Opt-In / Opt-Out)  
o Transparenzbestimmungen von Online-Werbung:  

§ Angabe wer die Werbung finanziert  
§ Angabe aus welchem Land der Auftraggeber der Werbung stammt  

 
AUSBLICK:  
 

 

- Die Fraktionen des EU-Parlaments sind sich in wesentlichen Bestandteilen des Digital Services Act 
nicht einig. Es soll jedoch eine noch informelle Einigung der Fraktionen EPP, Renew Europe und 
ECR geben, welche folgende zentrale Parameter definiert:  
 

o Kein Verbot von personalisierter Werbung 
o Ein generelles Opt-Out von personalisierter Werbung für User 
o Erhöhte Transparenzpflichten für personalisierte Werbung 

 

- Ob sich das Parlament zu weiteren Parametern noch in diesem Jahr einigen kann, ist nicht gesichert. 
Insider gehen jedoch davor aus, dass spätestens im Jänner 2022 eine Einigung erreicht werden 
kann. Somit könnte Frankreich (übernimmt ab 1. Jänner 2022 den Ratsvorsitz) die Trilog-
Verhandlungen (Kommission, Rat, Parlament) starten. 
 

- Ziel für die Anwendbarkeit des Digital Services Act: 2023 
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Digital Markets Act 

 
 
DIGITAL MARKETS ACT 
 
ZIEL DER REGULIERUNG: 
 

• Harmonisierte Regelungen, um fairere und offenere digitale Märkte zu schaffen 
 

• Regulierung und Einschränkung von marktbehindernden Praktiken von Digital Giants  
 

• Förderung von Innovation, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit im Binnenmarkt 
 
WER WIRD REGULIERT: 
 

• Sogenannte „Gatekeeper“ sollen stärker reguliert werden 
 

• „Gatekeeper“ laut Kompromisstext des Rates sind Plattformen, die mehr als 10 % der 450 Millionen 
Verbraucher/innen in Europa erreichen. Davon umfasst sind u.A 
 

§ Online-Vermittlungsdienste; Suchmaschinen, Soziale Netzwerke, Video-Plattformen 
etc. 

 

• „Gatekeeper“ laut Verhandlungsstand des EU-Parlaments sind Plattformen, die eine 
Marktkapitalisierung über 80 Milliarden Euro aufweisen und mindesten einen Internetdienst anbieten 
 

 
WAS WIRD REGULIERT: 
 

Beispielsweise müssen Gatekeeper künftig: 
 

o Dritten in bestimmten Situationen die Zusammenarbeit mit ihren eigenen Diensten erlauben, 
 

o es ihren gewerblichen Nutzern ermöglichen, auf die Daten zuzugreifen, die sie bei der Nutzung der 
Gatekeeper-Plattform generieren, 

 

o den Unternehmen, die auf ihrer Plattform Werbung betreiben, die Instrumente und Informationen zur 
Verfügung stellen, die sie brauchen, um eine eigene, unabhängige Überprüfung ihrer Werbung auf 
der Gatekeeper-Plattform vornehmen zu können, 

 

o es ihren gewerblichen Nutzern ermöglichen, ihr Angebot zu bewerben und Verträge mit ihren 
Kunden außerhalb der Gatekeeper-Plattform abzuschließen. 

 
Das dürfen Gatekeeper-Plattformen künftig nicht mehr: 
 

o Dienstleistungen und Produkte, die der Gatekeeper selbst anbietet, gegenüber ähnlichen 
Dienstleistungen oder Produkten, die von Dritten auf der Plattform des Gatekeepers angeboten 
werden, in puncto Reihung bevorzugt behandeln, 

 

o Verbraucher/innen daran hindern, sich an Unternehmen außerhalb ihrer Plattformen zu wenden, 
 

o Nutzer/innen daran hindern, vorab installierte Software oder Apps zu deinstallieren, wenn sie dies 
wünschen. 

 
STATUS QUO: 
 

- Kommission: Gesetzesvorschlag im Dezember 2020 vorgelegt 
 

- Rat der Europäischen Union: Formelle Einigung auf Kompromisstext am 25. November beschlossen 
(Kompromisstext weicht inhaltlich wenig von Kommissionstext ab) 

 

- EU-Parlament: Im zuständigen Binnenmarktausschuss (IMCO) haben sich die Fraktionen bereits auf 
einen Kompromissvorschlag geeinigt – Die Abstimmung im Parlament dürfte zeitnah stattfinden  
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Digital Markets Act 

 
 
KNACKPUNKTE FÜR TRILOG VERHANDLUNGEN 
 
 

- Anwendungsbereich des Digital Markets Act:  
o Erhöhung der Grenze für die Anwendbarkeit des DMA (Qualifizierung als sog. „Gatekeeper“): 

 

§ Kommissionsentwurf: Anwendbarkeit ab 6,5 Mrd. Euro Jahresumsatz innerhalb der 
EU und eine Marktkapitalisierung ab 65 Mrd. Euro 

 

§ IMCO Ausschuss (Parlament): Anwendbarkeit ab 8 Mrd. Euro Jahresumsatz 
innerhalb der EU und eine Marktkapitalisierung ab 80 Mrd. Euro 

 
- Bestimmungen zur Interoperabilität von Plattformen: 

o Parlamentarier wollen Vorgaben zur Interoperabilität von Messengern und sozialen 
Netzwerken einführen (z.B. verpflichtende Andockstelle für andere Messengerdienste bei 
Whatsapp) 
 

- Einschränkungen bei personalisierter Werbung für Gatekeeper: 
o Gatekeeper sollen in Zukunft laut EU-Parlament keine personalisierte Werbung mehr an 

Kinder ausspielen dürfen  
o Kommission und Rat haben keine spezifischen Regelungen für Targeting bei Kindern 

vorgesehen 
 

- Höhe der Strafen bei Verstößen: 
o EU Kommission/Rat: Bis zu 10% des Jahresumsatzes 
o Parlament: Bis zu 20% des Jahresumsatzes 

 
 
AUSBLICK:  
 

 

- Der IMCO Ausschuss gibt seine Richtung bereits vor. EU Parlament wird aller Voraussicht nach eine 
Einigung noch im Dezember erzielen können. Das Parlament stimmt dazu am 15. Dezember ab.  

 

- Frankreich, das ab 01. Jänner den Ratsvorsitz von Slowenien übernimmt, wird Anfang des Jahres 
2022 mit Trilog-Verhandlungen (Kommission, Rat, Parlament) beginnen.  
 

- Ziel für die Anwendbarkeit des Digital Markets Act: 2023 
 

 
 
 
 
 


